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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Karlsruhe vom 27. September 2018 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung
streitig.

Der 1968 geborene KlÃ¤ger hat keinen Beruf E.nt; er war zuletzt als LKW-Fahrer
und Paketfahrer versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Das letzte
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wurde wegen Stellenabbau und Umstrukturierungen
zum 31.10.2015 gekÃ¼ndigt.

Vom 21.07.2016 bis 18.08.2016 gewÃ¤hrte die Beklagte dem KlÃ¤ger eine
stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme; ausweislich des Entlassungsberichts der
Reha-Klinik Ã�. vom 25.08.2016 wurde der KlÃ¤ger mit den Diagnosen Bewegungs-
und Belastbarkeitsdefizit der HalswirbelsÃ¤ule bei Osteochondrose und
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ausgeprÃ¤gter muskulÃ¤rer Verspannung/Dysbalance, ausgeprÃ¤gte
AnpassungsstÃ¶rung auf Belastung im beruflichen Bereich und Probleme in
Verbindung mit der sozialen Umgebung (wahrgenommene ZurÃ¼ckweisung und
Diskriminierung) arbeitsfÃ¤hig entlassen. Die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als
LKW-Fahrer oder eine fakultative mittelschwere TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt, bevorzugt im Wechselrhythmus, in allen Schichten seien ohne
notwendige qualitative EinschrÃ¤nkung vollschichtig zumutbar.

Am 28.11.2016 stellte der KlÃ¤ger bei der Beklagten einen Antrag auf Rente wegen
Erwerbsminderung. Die Beklagte zog den Entlassungsbericht der Reha-Klinik Ã�.,
Berichte des Facharztes fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. S. vom
23.10.2015, des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. E. vom 07.03.2016 und des
Facharztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. H. vom 29.04.2016, einen Auszug
der Karteikarte der FachÃ¤rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin und Arbeitsmedizin Dr. K.
vom 10.06.2016 sowie sozialmedizinische gutachterliche Stellungnahmen von Dr. R.
fÃ¼r die Agentur fÃ¼r Arbeit R. vom 13.07.2016 und 13.09.2016 bei. FÃ¼r den
sozialmedizinischen Dienst der Beklagten wertete der Arzt fÃ¼r Chirurgie und
Sozialmedizin Dr. S. die Befundberichte aus und vertrat in seiner Stellungnahme
vom 14.12.2016 die Auffassung, bei dem KlÃ¤ger bestehe eine Minderbelastbarkeit
der HalswirbelsÃ¤ule bei VerschleiÃ�verÃ¤nderungen und eine
AnpassungsstÃ¶rung. Dem KlÃ¤ger seien seinem positiven und negativen
Leistungsbild entsprechende TÃ¤tigkeiten sechs Stunden und mehr arbeitstÃ¤glich
zumutbar.

Mit Bescheid vom 16.12.2016 lehnte die Beklagte den Antrag mit der BegrÃ¼ndung
ab, die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung seien nicht erfÃ¼llt. Der KlÃ¤ger sei in der Lage, noch
mindestens sechs Stunden tÃ¤glich unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes erwerbstÃ¤tig zu sein.

Zur BegrÃ¼ndung seines hiergegen am 23.12.2016 erhobenen Widerspruchs legte
der KlÃ¤ger eine LeistungsfallÃ¼bersicht seiner Krankenkasse fÃ¼r den Zeitraum
1987 bis 2011 vor und fÃ¼hrte aus, die ihn hausÃ¤rztlich bzw. fachpsychiatrisch
behandelnden Ã�rzte Dr. K. und Dr. W. seien der Auffassung, dass seine
Krankheiten sich nicht mehr besserten und seine Erwerbsminderung fortbestehe.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 09.06.2017
zurÃ¼ck. Unter BerÃ¼cksichtigung aller GesundheitsstÃ¶rungen und der sich
daraus ergebenden funktionellen EinschrÃ¤nkungen bei der AusÃ¼bung von
ErwerbstÃ¤tigkeiten seien keine Auswirkungen ersichtlich, die das
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers fÃ¼r TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt zeitlich einschrÃ¤nkten. Ein Anspruch auf Rente wegen voller oder
teilweiser Erwerbsminderung bzw. teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit bestehe nicht.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 27.06.2017 Klage beim Sozialgericht Karlsruhe (SG)
erhoben und vorgetragen, dass er sich aufgrund seiner Erkrankungen auf
orthopÃ¤dischem und nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet fÃ¼r nicht mehr in der Lage
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halte, drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein.

Im Rahmen der Beweisaufnahme hat das SG die behandelnden Ã�rzte des KlÃ¤gers
schriftlich als sachverstÃ¤ndige Zeugen gehÃ¶rt und Gutachten bei dem Facharzt
fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. N. sowie auf Antrag und Kostenrisiko des
KlÃ¤gers bei der FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie/Psychotherapie Dr. E. eingeholt.

Dr. K. hat unter dem 07.09.2017 Ã¼ber die von 2009 bis 2017 erhobenen Befunde
berichtet und ausgefÃ¼hrt, aus ihrer Sicht sei der KlÃ¤ger grundsÃ¤tzlich in der
Lage, einer kÃ¶rperlich leichten und psychisch wenig belastenden TÃ¤tigkeit im
Rahmen einer FÃ¼nf-Tage-Woche mindestens sechs Stunden tÃ¤glich
nachzugehen. Der Facharzt fÃ¼r Psychotherapeutische Medizin Dr. W. hat in seiner
Auskunft vom 11.09.2017 Ã¼ber eine ausgeprÃ¤gte depressive Symptomatik mit
Antriebslosigkeit, Schlaflosigkeit und Verzweiflung berichtet und die EinschÃ¤tzung
vertreten, der KlÃ¤ger kÃ¶nne aufgrund seines seelischen Zustandes seit Juli 2015
kaum oder evtl. noch unter dreistÃ¼ndig einer TÃ¤tigkeit nachgehen. Unter dem
28.09.2017 hat der Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Prof. Dr. B. angegeben, den KlÃ¤ger
insbesondere wegen Schulter-Nacken-Schmerzen behandelt zu haben. Eine
EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens hat er fÃ¼r sein Fachgebiet
ausdrÃ¼cklich verneint, aber auf die aus seiner Sicht im Vordergrund stehende
psychiatrisch/psychologische MorbiditÃ¤t verwiesen.

In seinem Gutachten vom 10.03.2018 hat Dr. N. die Diagnosen Dysthymia,
rezidivierende depressive StÃ¶rung, derzeit remittiert, psychische und
VerhaltensstÃ¶rung durch Alkohol, psychische und VerhaltensstÃ¶rung durch Tabak
und HWS-FunktionsstÃ¶rung ohne radikulÃ¤re Reizung angegeben. Der KlÃ¤ger sei
in der Lage, seinen zuletzt ausgeÃ¼bten Beruf als Fahrer oder eine leichte
kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch sechs Stunden
tÃ¤glich und mehr zu verrichten. Schwere und andauernd mittelschwere
kÃ¶rperliche Arbeiten mit Lasten von mehr als 10 kg und Ã�berkopfarbeiten,
TÃ¤tigkeiten unter andauerndem Stress und Zeitdruck sowie solche mit hohem
Publikumsverkehr seien dem KlÃ¤ger nicht zuzumuten. Der LeistungseinschÃ¤tzung
des Dr. W. kÃ¶nne er sich nicht anschlieÃ�en, da sich im Rahmen der aktuellen
Befunderhebung keine Hinweise auf eine depressive Episode ergeben hÃ¤tten, eine
AntriebsstÃ¶rung durch den KlÃ¤ger selbst verneint worden sei und die
AlltagsbewÃ¤ltigung gegen eine tiefergehende depressive StÃ¶rung spreche.

Dr. E. hat in ihrem Gutachten vom 12.07.2018 eine AnpassungsstÃ¶rung sowie eine
chronische SchmerzstÃ¶rung mit kÃ¶rperlichen und psychischen Faktoren
diagnostiziert und die EinschÃ¤tzung vertreten, der KlÃ¤ger sei aus ihrer Sicht in
der Lage, einer kÃ¶rperlich und nervlich wenig belastenden TÃ¤tigkeit sechs
Stunden und mehr nachzugehen. Von der EinschÃ¤tzung Dr. W.s weiche sie ab;
dieser habe die von ihm angenommene EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens
nicht nÃ¤her erlÃ¤utert oder die dafÃ¼r maÃ�geblichen EinschrÃ¤nkungen
genannt.

Das SG hat den auf die nochmalige Einholung einer sachverstÃ¤ndigen
Zeugenauskunft bei Dr. W. gerichteten Beweisantrag des KlÃ¤gers vom 23.08.2018
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durch Beschluss vom 28.08.2018 abgelehnt und die Beteiligten mit Schreiben vom
selben Tag zur beabsichtigten Entscheidung durch Gerichtsbescheid angehÃ¶rt.

Der KlÃ¤ger hat die im Parallelverfahren vor dem SG (S 11 SB 2566/17) durch Dr.
W. unter dem 29.10.2017 erstattete sachverstÃ¤ndige Zeugenauskunft vorgelegt,
wonach bei ihm dauerhaft eine mittelgradige rezidivierende Depression sowie eine
anhaltende wahnhafte StÃ¶rung vorliegen. Mit Beschluss vom 10.09.2018 hat das
SG dem Antrag des KlÃ¤gers, die sachverstÃ¤ndige Zeugenauskunft des Dr. W. vom
29.10.2017 zu verwerten, stattgegeben und die AntrÃ¤ge, zum Beweis der
Tatsache, dass Dr. W. gegenÃ¼ber dem ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers in
einem Telefonat am 21.08.2018 aktuell die Auffassung vertreten habe, dass beim
KlÃ¤ger eine mittelgradige rezidivierende Depression sowie eine anhaltende
wahnhafte StÃ¶rung vorliege, den ProzessbevollmÃ¤chtigten als Zeugen zu
vernehmen, zum Beweis der Tatsache, dass die sachverstÃ¤ndigen Feststellungen
des Dr. N. und der Dr. E. unzutreffend seien, da beim KlÃ¤ger eine rezidivierende
Depression sowie anhaltende wahnhafte StÃ¶rungen vorliegen, die seit Juli 2015 auf
Dauer eine leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt von
weniger als drei Stunden fÃ¼r den KlÃ¤ger unmÃ¶glich machen, Dr. W. als Zeugen
zu vernehmen sowie den Antrag, Beweis zu erheben durch Einholung eines
medizinischen SachverstÃ¤ndigengutachtens auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet zum
Beweis der Tatsache, dass die Erkrankungen des KlÃ¤gers dazu fÃ¼hren, dass er
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt keine drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein
kann, abgelehnt.

Mit Gerichtsbescheid vom 27.09.2018 hat das SG die Klage abgewiesen. Die â��
nÃ¤her dargelegten â�� Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung seien nicht erfÃ¼llt. Beim KlÃ¤ger lieÃ�en sich weder auf
orthopÃ¤dischem noch auf nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet Erkrankungen finden, die
fÃ¼r sich betrachtet oder in der Gesamtschau relevante
LeistungseinschrÃ¤nkungen in quantitativer Hinsicht begrÃ¼nden kÃ¶nnten. Dies
ergebe sich im Wesentlichen aus dem Gutachten des Dr. N., welchem sich das SG
anschlieÃ�e. Aus den festgestellten GesundheitsstÃ¶rungen leiteten sowohl Dr. N.
als auch Dr. R. nachvollziehbar und schlÃ¼ssig ab, dass dem KlÃ¤ger aufgrund der
teilweise eingeschrÃ¤nkten psychomentalen Belastbarkeit TÃ¤tigkeiten unter
andauerndem Stress und Zeitdruck sowie solche mit hohem Publikumsverkehr,
wechselnden Einsatzorten oder hoher Verantwortung fÃ¼r Menschen und
Maschinen nicht zuzumuten seien. Eine darÃ¼berhinausgehende quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkung sei aber nicht feststellbar. Diese LeistungseinschÃ¤tzung
ergebe sich auch aus dem Gutachten von Dr. E., der Aussage der hausÃ¤rztlich
betreuenden Dr. K. und dem Entlassungsbericht der Rehaklinik Ã�. Die Kammer
verkenne nicht, dass Dr. W. eine quantitative LeistungseinschrÃ¤nkung
angenommen und auch Prof. Dr. B. eine solche â�� fachfremd â�� fÃ¼r
Ã¼berwiegend wahrscheinlich gehalten habe. Deren LeistungseinschÃ¤tzungen
seien jedoch zur Ã�berzeugung der Kammer durch das Gutachten von Dr. N.
widerlegt. Eine Reduzierung des LeistungsvermÃ¶gens auf unter sechs Stunden
vermÃ¶gen auch die Erkrankungen auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet nicht zu
begrÃ¼nden, da die HWS-FunktionsstÃ¶rungen ohne radikulÃ¤re Reizung keine
hÃ¶hergradigen BewegungseinschrÃ¤nkungen oder neurologischen Defizite
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verursachten und auch nach Meinung des behandelnden OrthopÃ¤den Prof. Dr. B.
einer mehr als sechsstÃ¼ndigen ErwerbstÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt nicht entgegenstÃ¼nden. Aus den medizinischen Unterlagen ergebe
sich ein klares und eindeutiges Bild (lediglich) qualitativer
LeistungseinschrÃ¤nkungen. Von einer Verschlossenheit des Arbeitsmarktes sei
nicht auszugehen. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger nicht in der Lage wÃ¤re,
seinen Arbeitsplatz aufzusuchen, bestÃ¼nden nicht.

Gegen den ihm am 28.09.2018 zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am
17.10.2018 Berufung einlegen lassen und zur BerufungsbegrÃ¼ndung sein
bisheriges Vorbringen wiederholt und vertieft. Zwischen der EinschÃ¤tzung der
behandelnden Ã�rzte einerseits und den Gutachten von Dr. N. und Dr. E.
andererseits bestÃ¼nden erhebliche Diskrepanzen. Das SG habe den Beweisantrag
auf ergÃ¤nzende Vernehmung des Dr. W. zu den abweichenden medizinischen
Ansichten der Gutachten Dr. N. und Dr. E. mit dem Argument abgelehnt, hierÃ¼ber
sei bereits Beweis erhoben worden, und auf den Befundbericht auf den 11.09.2017
hingewiesen, was sich insbesondere vor dem Hintergrund des Grundsatzes der
Waffengleichheit â�� dem KlÃ¤ger stehe kein Beratungsarzt zur VerfÃ¼gung â��
und der Notwendigkeit zur AufklÃ¤rung der unterschiedlichen medizinischen
Ansichten der Ã�rzte als rechtswidrig erweise, zumal dem behandelnden Arzt Dr. W.
bisher keine MÃ¶glichkeit gegeben worden sei, sich zu den abweichenden Ansichten
von Dr. N. und Dr. E. zu Ã¤uÃ�ern. Es werde daher ausdrÃ¼cklich nochmals die
ergÃ¤nzende Befragung des Dr. W. zum Beweis der Tatsache angeboten, dass die
sachverstÃ¤ndigen Feststellungen von Dr. N. und Dr. E. unzutreffend seien, da beim
KlÃ¤ger eine rezidivierende mittelgradige Depression sowie anhaltende wahnhafte
StÃ¶rungen vorliegen, die seit Juli 2015 auf Dauer eine leichte kÃ¶rperliche
TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt von mehr als drei Stunden fÃ¼r den
KlÃ¤ger unmÃ¶glich machten.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Karlsruhe vom 27. September 2018
aufzuheben und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheids vom 16. Dezember
2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 9. Juni 2017 zu verurteilen,
dem KlÃ¤ger Rente wegen voller, hilfsweise wegen teilweiser Erwerbsminderung ab
Antragstellung zu gewÃ¤hren, hilfsweise, zum Beweis der Tatsache, dass die
Feststellungen des Dr. N. sowie von Dr. E. hinsichtlich des Gesundheitszustandes
des KlÃ¤gers unzutreffend sind, da beim KlÃ¤ger eine rezidivierende mittelgradige
Depression sowie anhaltende wahnhafte StÃ¶rungen vorliegen, die mit
Antriebslosigkeit, Schlaflosigkeit und Verzweiflung einhergehen, und er daher seit
Juni 2015 auf Dauer eine leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt von mehr als drei Stunden nicht mehr ausÃ¼ben kann, die
ergÃ¤nzende Befragung des Dr. W. von Amts wegen, hilfsweise nach Â§ 109
Sozialgerichtsgesetz.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
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Sie verweist auf die erstinstanzliche Entscheidung und ihr bisheriges Vorbringen.

Der Senat hat Dr. W. erneut als sachverstÃ¤ndigen Zeugen gehÃ¶rt, der unter dem
23.01.2019 ausgefÃ¼hrt hat, den KlÃ¤ger seit MÃ¤rz 2017 bis Dezember 2017
regelmÃ¤Ã�ig (tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie, eine Stunde
wÃ¶chentlich) und 2018 bis September gelegentlich (ca. 1 Mal pro Monat) im
Rahmen von stÃ¼tzenden GesprÃ¤chen behandelt zu haben. Seitdem bestehe ein
gelegentlicher telefonischer Kontakt. Der KlÃ¤ger leide unter einer rezidivierenden
Depression (mittelgradig) und einer wahnhaften StÃ¶rung. Ã�ber den gesamten
Behandlungszeitraum habe eine depressive Symptomatik mit den (Ã¼blichen)
leichten Schwankungen vorgelegen. Die depressive Symptomatik beinhalte
Antriebslosigkeit, KonzentrationsschwÃ¤che und generell eine VitalitÃ¤tsminderung;
die wahnhafte StÃ¶rung beeintrÃ¤chtige das klare Denken.

Zu der Aussage von Dr. W. hat der KlÃ¤gervertreter am 08.03.2019 nochmals
Stellung genommen. Die Aussage des Dr. W. widerspreche den Feststellungen der
Gutachter Dr. N. und Dr. E., weshalb er weiterhin beantrage, Dr. W. zu deren
sachverstÃ¤ndigen Feststellungen und deren Auswirkungen auf eine kÃ¶rperliche
TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu vernehmen, zumal Dr. W. am
23.01.2019 erneut eine mittelgradige Depression und eine wahnhafte StÃ¶rung
bescheinigt habe.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts sowie des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten
und der Gerichtsakten beider Instanzen Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung, ist zulÃ¤ssig.
BerufungsausschlieÃ�ungsgrÃ¼nde nach Â§ 144 Sozialgerichtsgesetz (SGG) liegen
nicht vor.

Die Berufung ist aber nicht begrÃ¼ndet. Der angefochtene Gerichtsbescheid des SG
vom 27.09.2018 sowie der angefochtene Bescheid der Beklagten vom 16.12.2016
in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 09.06.2017 sind nicht zu
beanstanden, da der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung hat.

Das SG hat in den EntscheidungsgrÃ¼nden des angefochtenen Gerichtsbescheids
zutreffend die rechtlichen Grundlagen fÃ¼r die begehrte Rente wegen voller und
teilweiser Erwerbsminderung (Â§ 43 Abs. 2 Satz 1, Abs. 1 Satz 2 Sechstes Buch
Sozialgesetzbuch [SGB VI]) dargelegt und ebenso zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass ein
Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung nicht besteht, da der KlÃ¤ger noch
wenigstens sechs Stunden tÃ¤glich fÃ¼r zumindest leichte TÃ¤tigkeiten auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt leistungsfÃ¤hig ist und die vorliegenden qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen weder eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungsbeeintrÃ¤chtigungen noch eine schwere spezifische
LeistungsbeeintrÃ¤chtigung darstellen und nicht zu einer Verschlossenheit des
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Arbeitsmarktes fÃ¼hren. Ein Anspruch auf Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 240 SGB VI ist im
Berufungsverfahren nicht beantragt worden und ist, wie das SG zutreffend
ausgefÃ¼hrt hat, ausgeschlossen, da der KlÃ¤ger nicht vor dem 02.01.1961
geboren ist.

Der Senat schlieÃ�t sich den AusfÃ¼hrungen des SG nach eigener PrÃ¼fung und
unter BerÃ¼cksichtigung des Vorbringens im Berufungsverfahren uneingeschrÃ¤nkt
an, sieht gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde weitgehend ab und weist die Berufung aus den GrÃ¼nden
der angefochtenen Entscheidung zurÃ¼ck.

Im Hinblick auf den klÃ¤gerischen Vortrag und die durchgefÃ¼hrten Ermittlungen
im Berufungsverfahren ist ergÃ¤nzend lediglich auszufÃ¼hren, dass auch der Senat
nach der GesamtwÃ¼rdigung der Ã¤rztlichen Unterlagen nicht festzustellen
vermag, dass das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers auch fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auf unter sechs Stunden tÃ¤glich
herabgesunken ist. Dies hat das SG in nicht zu beanstandender Weise im Anschluss
an das Gutachten des Dr. N., den Entlassungsbericht der Reha-Klinik Ã�. und die
Aussagen der behandelnden Ã�rzte zutreffend dargelegt; das Vorbringen im
Berufungsverfahren und insbesondere die durch den Senat eingeholte
sachverstÃ¤ndige Zeugenauskunft des Dr. W. vom 23.01.2019 fÃ¼hren weder zu
einer anderen Beurteilung, noch geben sie Anlass zu weiteren Ermittlungen. Eine
Verschlimmerung der bei dem KlÃ¤ger auf psychiatrischem Fachgebiet
vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen lÃ¤sst sich der Aussage des behandelnden
Arztes nicht entnehmen. Dr. W. berichtet vielmehr, dass nach einer
tiefenpsychologisch fundierten Psychotherapie mit wÃ¶chentlichen Terminen von
MÃ¤rz 2017 bis Dezember 2017 im Jahr 2018 nur noch gelegentliche Termine ("ca.
1mal pro Monat") in Form von stÃ¼tzenden GesprÃ¤chen und seit September 2018
nur noch ein gelegentlicher Kontakt stattfinden. Die abnehmende
Behandlungsfrequenz ist fÃ¼r den Senat Anhaltspunkt fÃ¼r eine Besserung und
Stabilisierung des Gesundheitszustandes, keineswegs aber Anlass fÃ¼r die
Annahme einer Verschlechterung mit der Notwendigkeit weiterer Ermittlungen. Die
Begutachtung durch Dr. N. fand am 13.02.2018, die durch Dr. E. am 12.07.2018
statt. Dr. W. selbst beschreibt unter dem 23.01.2019 auch keine Verschlechterung,
sondern berichtet Ã¼ber eine depressive Symptomatik mit den "Ã¼blichen"
leichten Schwankungen, in der Summe aber unverÃ¤ndert, und Ã¼ber
unverÃ¤nderte Diagnosen Ã¼ber den gesamten Behandlungszeitraum hinweg. Die
hinsichtlich der depressiven Symptomatik relevanten Befunde (Antriebslosigkeit,
KonzentrationsschwÃ¤che, generell VitalitÃ¤tsminderung) gab Dr. W.
dementsprechend bereits in seiner sachverstÃ¤ndigen Zeugenauskunft
gegenÃ¼ber dem SG vom 11.09.2017 an. Soweit Dr. W. in seiner Auskunft vom
23.01.2019 Ã¼ber eine wahnhafte StÃ¶rung berichtet, wird diese zwar in der
Aussage im Parallelverfahren vom 29.10.2017, nicht aber in der Aussage vom
11.09.2017 angegeben. Auch wenn, wie Dr. W. darlegt, die wahnhafte StÃ¶rung
aufgrund der RealitÃ¤tsnÃ¤he der Gedanken in ihrer Ã�berwertigkeit meist erst in
einem lÃ¤ngeren Behandlungszeitraum erkannt werden kann, ist es fÃ¼r den Senat
nicht nachvollziehbar, dass die Erkrankung im September 2017 nach immerhin
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einer Behandlungsdauer von einem halben Jahr durch den behandelnden Arzt nicht
diagnostiziert wurde. Sowohl Dr. N. als auch Dr. E. haben sich zudem mit der
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage des Dr. W. vom 11.09.2017 und dessen
LeistungseinschÃ¤tzung auseinandergesetzt. Dr. N. hat eine WahnstÃ¶rung ebenso
ausgeschlossen wie eine Wahrnehmungs- und Ich-StÃ¶rung (vgl. Bl. 13 des
Gutachtens). Das Schlafverhalten und ein beschriebenes resignativ verbittertes
Ausdrucksverhalten sind von ihm gewÃ¼rdigt worden. Von einer die
LeistungsfÃ¤higkeit relevant beeintrÃ¤chtigenden Erkrankung vermochte sich der
Senat daher nicht zu Ã¼berzeugen. Dr. N. hat zudem auf der Grundlage der von
ihm erhobenen Befunde nachvollziehbar dargelegt, dass er sich der von Dr. W.
vertreten LeistungseinschÃ¤tzung nicht anschlieÃ�en kÃ¶nne, da sich im Rahmen
der aktuellen Befunderhebung keine Hinweise auf eine depressive Episode ergaben,
eine relevanten AntriebsstÃ¶rung nicht festzustellen war und auch durch den
KlÃ¤ger verneint wurde und die geschilderte TagesbewÃ¤ltigung gegen eine
tiefergehende depressive StÃ¶rung spricht. Diese Auffassung wird von Dr. E. geteilt,
die nach den von ihr erhobenen Befunden eine gravierende EinschrÃ¤nkung, die
eine zeitliche Leistungsminderung auf unter sechs Stunden begrÃ¼nden wÃ¼rde,
nicht erkennen konnte. Wie bereits das SG zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, sind die
Gutachten, die in Ã�bereinstimmung mit dem Entlassungsbericht der Reha-Klinik
Ã�. und â�� mit Ausnahme von Dr. W. â�� der EinschÃ¤tzung der behandelnden
Ã�rzte stehen, schlÃ¼ssig und Ã¼berzeugend; eine quantitative EinschrÃ¤nkung
des LeistungsvermÃ¶gens auf unter sechs Stunden liegt im Falle des KlÃ¤gers nicht
vor.

Den HilfsantrÃ¤gen des KlÃ¤gers war nicht zu entsprechen. Zu den von ihm
erhobenen Befunden ist Dr. W. durch das SG und den Senat schriftlich als
sachverstÃ¤ndiger Zeuge gehÃ¶rt worden; eine Verschlechterung der Befunde nach
der Befragung ist nicht vorgetragen worden, so dass eine erneute Befragung durch
den Senat nicht zu veranlassen war. Das bezeichnete Beweisbegehren enthÃ¤lt
bereits keinen prozessordnungskonformen Beweisantrag im Sinne von Â§ 118 Abs.
1 SGG i.V.m. Â§Â§ 402 ff. Zivilprozessordnung (ZPO). GemÃ¤Ã� Â§ 414 ZPO
kommen in Bezug auf sachverstÃ¤ndige Zeugen die Vorschriften der Â§Â§ 373 ff.
ZPO Ã¼ber den Zeugenbeweis zur Anwendung. Aufgabe eines sachverstÃ¤ndigen
Zeugen ist es, sein Wissen Ã¼ber persÃ¶nliche Wahrnehmungen zu schildern, die
zu machen er aufgrund seiner besonderen Sachkunde in der Lage war (BSG,
Beschluss vom 06.01.2016 â�� B 5 R 136/15 B -, Juris). Ein Beweisantrag mit dem
Ziel der Vernehmung eines sachverstÃ¤ndigen Zeugen muss deshalb bei Angabe
des Beweisthemas die Art von Tatsachen (Â§ 373 ZPO) nÃ¤her bezeichnen, die
dieser selbst wahrgenommen haben soll, also z.B. Feststellungen eines Arztes zu
den von ihm erhobenen gesundheitlichen Befunden oder Beobachtungen bei einer
Operation. Die vom KlÃ¤ger in seinem Beweisbegehren benannte Frage ("dass die
Feststellungen des Dr. N. sowie von Dr. E. hinsichtlich des Gesundheitszustandes
unzutreffend sind, da beim KlÃ¤ger eine rezidivierende mittelgradige Depression
sowie anhaltende wahnhafte StÃ¶rungen vorliegen" und "er daher seit Juni 2015 auf
Dauer eine leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt von
mehr als drei Stunden nicht mehr ausÃ¼ben kann") unterliegt als solche nicht der
unmittelbaren persÃ¶nlichen (fachkundigen) Wahrnehmung einer bestimmten
Person, sondern ist als das Ergebnis einer fachkundigen Einordnung und Bewertung

                             8 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGG/118.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/118.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/402.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/414.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/373.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/373.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%205%20R%20136/15%20B
https://dejure.org/gesetze/ZPO/373.html


 

verschiedenster (auch nicht selbst wahrgenommener) Einzeltatsachen, aus denen
RÃ¼ckschlÃ¼sse auf die berufliche LeistungsfÃ¤higkeit einer Person gezogen
werden kÃ¶nnen, dem SachverstÃ¤ndigenbeweis vorbehalten. Die genannte Frage
ist daher von vornherein als Beweisthema eines prozessordnungsgerechten Antrags
zur Beweiserhebung mit Hilfe eines sachverstÃ¤ndigen Zeugen nicht geeignet (zur
Vernehmung eines sachverstÃ¤ndigen Zeugen zu der Frage, ob "der KlÃ¤ger nicht
mehr in der Lage ist, mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein" vgl.
BSG, Beschluss vom 06.01.2016 â�� B 13 R 303/15 B -, und zum Beweis dafÃ¼r,
dass ein KlÃ¤ger "nicht mehr arbeiten kÃ¶nne", BSG, Beschluss vom 01.07.2015
â�� B 5 R 136/15 B -, Juris). Der Senat sah sich daher nicht veranlasst, Dr. W. erneut
von Amts wegen als sachverstÃ¤ndigen Zeugen zu hÃ¶ren.

DarÃ¼ber hinaus war der erstmals in der mÃ¼ndlichen Verhandlung gestellte
Antrag, Dr. W. gemÃ¤Ã� Â§ 109 Abs. 2 SGG gutachtlich zu hÃ¶ren, als verspÃ¤tet
abzulehnen. GemÃ¤Ã� Â§ 109 Abs. 1 Satz 1 SGG muss auf Antrag des Versicherten
ein bestimmter Arzt gutachtlich gehÃ¶rt werden. Dieses Antragsrecht, mit dem der
Untersuchungsgrundsatz (Â§Â§ 103 und 106 SGG) durchbrochen wird, stellt eine
Besonderheit des sozialgerichtlichen Verfahrens dar, die der Herstellung von
Waffengleichheit zwischen den Beteiligten und dem Rechtsfrieden dient (Keller in
Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/S., SGG, Â§ 109 Rdnr. 1 m. w. N.). GemÃ¤Ã� Â§ 109
Abs. 2 SGG kann das Gericht einen Antrag ablehnen, wenn durch die Zulassung die
Erledigung des Rechtsstreits verzÃ¶gert werden wÃ¼rde und der Antrag nach der
freien Ã�berzeugung des Gerichts in der Absicht, das Verfahren zu verschleppen,
oder aus grober NachlÃ¤ssigkeit nicht frÃ¼her vorgebracht worden ist.

FÃ¼r eine Verschleppungsabsicht sind vorliegend Anhaltspunkte nicht ersichtlich,
so dass von vornherein lediglich die Tatbestandsalternative einer VerspÃ¤tung aus
grober NachlÃ¤ssigkeit in Betracht kommt. Grobe NachlÃ¤ssigkeit liegt vor, wenn
jede nach sorgfÃ¤ltiger ProzessfÃ¼hrung erforderliche Sorgfalt auÃ�er Acht
gelassen ist, wenn nicht getan wird, was jedem einleuchten muss (Keller in Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/S., a.a.O., Â§ 109 Rdnr. 11, m.w.N.). Die Bejahung einer
VerspÃ¤tung kommt in Betracht, wenn der Beteiligte erkennen muss, dass das
Gericht keine weiteren Ermittlungen von Amts wegen durchfÃ¼hrt, oder wenn ihm
das Gericht eine Frist fÃ¼r den Antrag setzt. Vorliegend hat die Berichterstatterin
des Senats den KlÃ¤ger mit gerichtlicher VerfÃ¼gung vom 01.07.2019 darauf
hingewiesen, dass der Rechtsstreit zeitnah zur Terminierung vorgesehen ist. Mit der
Antragstellung erst im Termin der mÃ¼ndlichen Verhandlung tritt eine
VerzÃ¶gerung ein, weil sich der bereits ins Auge gefasste Zeitpunkt der
Verfahrensbeendigung um mehrere Monate verschieben wÃ¼rde. Der Senat bejaht
insoweit eine grobe NachlÃ¤ssigkeit, denn der KlÃ¤ger ist rechtskundig durch einen
Anwalt vertreten und der Senat hatte mit dem Hinweis in der gerichtlichen
VerfÃ¼gung vom 01.07.2019 und der Ladung zum Termin mit Terminsbestimmung
vom 25.07.2019 deutlich zu erkennen gegeben, keine Ermittlungen mehr
durchfÃ¼hren zu wollen. Mithin liegen die Voraussetzungen fÃ¼r die Ablehnung des
Antrages vor.

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.
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Hierauf und auf Â§ 193 SGG beruht die Kostenentscheidung.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, liegen nicht vor.

Erstellt am: 30.08.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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